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Prof. Dr. Martin Hein, Kassel 

Religion und Politik: Was das eine mit dem anderen zu tun hat 

Vortrag am 24.02.2026 in Bad Arolsen im Rahmen der 43. Bad Arolser Hochschultage 

 

Das Thema des heutigen Abends ist alt und zugleich aktuell. Es taucht in vielen 

Diskussionen auf und löst häufig heftige Emotionen aus: In welchem Verhältnis stehen 

Religion und Politik zueinander? Vielleicht haben Sie sich selbst schon gefragt, ob die 

Kirchen und die Politik nicht besser klar getrennte Bereiche sein sollen, ob religiöse 

Gemeinschaften in politische Auseinandersetzungen eingreifen dürfen – und wenn ja, 

wie weit sie dies tun dürfen. Ich möchte mit Ihnen diese Fragen in ihrer Komplexität 

und in konkreten Alltagssituationen betrachten.  

 

Zunächst skizziere ich grundlegende historische Muster im Verhältnis von Religion und 

Politik. Dann frage ich nach theologisch begründeten ethischen Maßstäben. Schließlich 

werde ich konkrete Konfliktfelder unserer Gegenwart betrachten. Wir bewegen wir also 

vom Grundsätzlichen zum Praktischen. 

 

Kirche bleibt Kirche, Staat bleibt Staat? — Die Ausgangsformel 

 

Den Satz „Kirche bleibt Kirche, Staat bleibt Staat“ mögen Sie vielleicht als klärend 

empfinden, will er doch ausdrücken: Beides hat seine eigenständigen Bereiche. Er ist 

in Deutschland eine gängige Formel, um die Trennung von Staat und Kirche zu 

betonen. Doch er ist unterbestimmt: Er benennt nur die Abgrenzung, sagt aber nichts 

über die Beziehung zueinander aus, auch nichts über die Schnittmengen.  

 

Seit 1919 besteht in Deutschland formal keine Staatskirche mehr. Gleichzeitig aber 

haben sich staatliche Regelungen entwickelt, die genau festlegen, wie Kirchen in 

gesellschaftliche Angelegenheiten eingebunden werden können. Der Staat schafft den 

rechtlichen Rahmen; er legt fest, wo und wie kirchliche Mitwirkung denkbar, ja sogar 

erwünscht ist. Das bedeutet: Die Möglichkeit, sich politisch zu äußern, ist in unserem 

System nicht allein Sache der Kirchen und ihrer Gemeinden. Sie bleibt eingebettet in 

einen Rechtsrahmen und in die Praxis einer demokratischen Öffentlichkeit. 

 

Politik, Moral und die Fragen unserer Zeit 

 

Gleichzeitig sehen wir, dass politische Fragen nicht in einem abgeschlossenen 

Elfenbeinturm ausgetragen werden. Migration, Klimawandel, Armut, Kriege und 

gewalttätige Konflikte berühren die Menschen unmittelbar. Sie verlangen staatliches 
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Handeln und zugleich menschliche Solidarität. Wenn die Kirchen hier aus ihrem 

religiösen Selbstverständnis heraus Position beziehen, dann werden sie politisch. Die 

Frage ist daher nicht ob, sondern wie sie politisch sind. Sind ihre Äußerungen 

Ausdruck der Wahrnehmung von Religionsfreiheit, die geschützt und notwendig ist? 

Oder überschreiten sie die Grenze zur Einmischung in parteipolitische Prozesse? 

Diese Spannungen haben viele Facetten. 

 

Vier historische Beobachtungen zum Verhältnis von Religion und Politik 

 

Um das Problem einzuordnen, möchte ich vier grundlegende Beobachtungen 

voranstellen:  

 

• Erstens war Religion oft Kritik an politischer Macht. Sie erinnerte daran, dass 

Macht nicht absolut sein darf, dass sie ethisch und metaphysisch begrenzt ist.  

Die „Barmer Theologische Erklärung“ (These 5) beispielsweise nannte 

es 1934 „eine falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen 

besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale Ordnung 

menschlichen Lebens werden [..].“ 

• Zweitens war Religion aber auch häufig Stütze der Politik, indem sie Herrschaft 

legitimierte.  

Ein aktuelles Beispiel dafür sehe ich in der Haltung des russisch-

orthodoxen Patriarchats in Moskau zu Putins Ukrainekrieg: Es deutet die 

staatliche Kriegs- und Expansionspolitik religiös und unterstützt sie 

ungehemmt. Wenn nationale Interessen theologisch überhöht werden, 

kann Religion politische Macht sakral legitimieren. Dann verliert sie ihre 

kritische Distanz und wird selbst Teil der Machtstruktur, die sie eigentlich 

begrenzen sollte. 

• Drittens konnte die Politik ihrerseits mit Abgrenzung reagieren, indem sie 

religiöse Ansprüche zurückdrängte und – wie 1905 in Frankreich geschehen – 

die Religion in den Bereich allein persönlicher Überzeugungen verwies.  

• Viertens schließlich unterstützte die Politik die Religion wiederum durch 

Privilegien und institutionelle Anerkennung – wie im evangelischen 

Staatskirchentum in Deutschland bis 1918 geschehen. 

 

Diese vier Perspektiven stehen nicht sauber nebeneinander, sie überschneiden sich 

und erzeugen Widersprüche. Genau das macht das Verhältnis so schwierig und 

zugleich so spannend. 
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Auftragsbindung der Kirchen: Dienst und Freiwilligkeit 

 

Wenn ich das Selbstverständnis der Kirchen betrachte, dann geht es um einen Auftrag, 

der uns vorgegeben ist und über den wir nicht beliebig verfügen können: die 

Bezeugung des Evangeliums. Das Evangelium ist keine abstrakte Ethik, sondern es ist 

in der Gestalt Jesu konkret geworden. Versöhnung, Vergebung, Wertschätzung und 

die Parteinahme für die Schwachen sind nicht nur theologische Begriffe; sie sind 

praktische Handlungsorientierungen, die politisch relevant sind.  

 

Aus diesem Auftrag ergibt sich die Einsicht, dass Macht immer vom Dienen her zu 

denken ist. Macht darf nicht Selbstzweck werden. Politische Institutionen sollten es 

ermöglichen, die Menschenwürde zu schützen, Freiheitsräume zu sichern und die 

Lebensbedingungen zu verbessern.  

 

Barmherzigkeit und Gerechtigkeit — zwei Grundprinzipien 

 

Zwei Prinzipien stehen für mich besonders im Zentrum: Barmherzigkeit und 

Gerechtigkeit. Barmherzigkeit drückt sich in konkreten, unmittelbaren Taten aus: 

jemandem Essen bringen, Kranken helfen, Schutz gewähren.  

 

Gerechtigkeit ist die strukturelle Dimension: die Einrichtung von Verfahren, die faire 

Verteilung von Ressourcen, rechtliche Rahmen, die langfristig Ungleichheit verringern.  

 

Barmherzigkeit ohne Gerechtigkeit bleibt Flickwerk; Gerechtigkeit ohne Barmherzigkeit 

kann kalt und abstrakt werden. Beide gehören zusammen, und beide sind Prüfsteine 

für Politik und Religionen. 

 

Aktuelle Streitpunkte vor Ort 

 

Diese eher abstrakten Überlegungen werden konkret in der Alltagswirklichkeit vieler 

Städte und Gemeinden. Ich beschreibe vier typische Konfliktfelder und führe zusätzlich 

ein Beispiel aus dem Bereich der kirchlich-sozialen Einrichtungen an. Bei allen vier 

Beispielen sind die Debatten oft sehr heftig sind. 

 

(1) Zunächst das Thema Kirchenasyl. Manche Gemeinden gewähren Menschen, die 

von Abschiebung bedroht sind, vorübergehend Schutz. Für die Gemeinden ist das 

ein Akt gelebter Barmherzigkeit. Für Vertreter staatlicher Stellen kann es eine 

problematische Einmischung in laufende Rechtsverfahren sein. In 
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Gemeinderatssitzungen oder vor Ort wird häufig hitzig diskutiert: Ist Kirchenasyl ein 

legitimes Gewissenszeugnis oder handelt es sich um eine Verletzung des 

Rechtsstaats? Diese Diskussion zeigt, wie eng Recht und Moral miteinander 

verwoben sind. Es zeigt auch, dass Religion praktisch wird und dass die 

Entscheidung in einem individuellen Einzelfall nicht mit moralischem Pathos allein 

zu beantworten ist. Die Kirche muss hier das Recht und die Menschenwürde 

gleichermaßen ernstnehmen. Das ist stets ein Balanceakt. 

 

(2) Ein zweiter, häufig auftauchender Konfliktpunkt ist der Bau von Moscheen oder 

anderen religiösen Zentren. Auf dem Papier ist es eindeutig: Religionsfreiheit ist ein 

verfassungsmäßiges Recht. Doch in der öffentlichen Wahrnehmung geht es oft 

nicht nur um Recht, sondern um gewachsene Identität. Wenn in einem Stadtteil 

eine Moschee errichtet werden soll, entstehen Fragen: Verändert das den 

Charakter des Viertels? Wie steht es mit der Integration? Welche Akzeptanz gibt es 

in der Nachbarschaft? Für christliche Gemeinden stellt sich hier eine doppelte 

Herausforderung. Einerseits sind sie verpflichtet, Religionsfreiheit für alle zu 

verteidigen; andererseits vertreten sie ihre eigene religiöse Tradition und erleben 

möglicherweise Spannungen innerhalb ihrer Gemeinde, wenn Mitglieder diese 

Entwicklung skeptisch sehen. Die Art und Weise, wie hier argumentiert wird, sagt 

viel über die Qualität gelebter Toleranz aus. Gelingt es, Brücken zu bauen, oder 

verfestigen sich Vorurteile? 

 

(3) In dritter Punkt betrifft den Umgang mit populistischen und in Teilen als 

extremistisch wahrgenommenen Parteien. Soll eine Kirchengemeinde ihre Räume 

an alle demokratisch gewählten Parteien vermieten? Muss eine Kirche sich 

öffentlich gegen bestimmte politische Positionen aussprechen? Neutralität mag auf 

den ersten Blick als ungefährlicher Weg erscheinen, doch Neutralität ist selbst 

schon eine Haltung, die etwas aussagt. In der Zeit der Weimarer Republik hat sich 

gezeigt, wie gefährlich es sein kann, wenn religiöse Institutionen wie die Kirchen 

ihre kritische Haltung gegenüber radikalen Ideologien aufgeben. Deshalb ist das 

Ringen um Abgrenzung heute ein fortwährender Prozess. Eine klare Trennung 

zwischen religiöser Verkündigung und politischer Parteinahme ist notwendig. Doch 

zugleich muss Kirche Möglichkeit wahrnehmen, Missstände zu benennen und vor 

problematischen Entwicklungen zu warnen. 

 

(4) Viertens sind Klimaproteste ein aktuelles Feld, in dem Religion und Politik 

aufeinanderstoßen. Kirchengruppen unterstützen Umweltinitiativen unter dem 

ökumenischen Leitbild „Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung“. 
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Manchmal geht das so weit, dass auch Formen des zivilen Ungehorsams diskutiert 

oder sogar befürwortet werden. Ist das legitim? Ich denke, Bewahrung der 

Schöpfung ist ein Kernauftrag. Wenn politische Prozesse zu langsam sind, ist 

Protest ein legitimes Mittel, um die Dringlichkeit zu unterstreichen. Zugleich hat 

ziviler Ungehorsam Konsequenzen für die Rechtsordnung, und Kirchen, die diesen 

befürworten, müssen sich fragen, ob sie mit solchen Methoden ihren Charakter als 

moralische Autorität wahren oder ob sie dadurch das Risiko eingehen, 

instrumentalisiert zu werden. Gerade auf kommunaler Ebene können solche 

Aktionen zu starken Spannungen führen, wenn beispielsweise Gemeindemitglieder 

unterschiedlicher Meinung sind. 

 

(5) Schließlich die sozialen Einrichtungen: Kindergärten, Krankenhäuser, Pflegeheime 

in kirchlicher Trägerschaft werden meist mit öffentlichen Mitteln finanziert. 

Gleichzeitig bestehen in kirchlichen Einrichtungen besondere arbeitsrechtliche 

Regelungen und Loyalitätsanforderungen. Die Frage ist hier konkret: Wenn ein 

Pflegeheim staatlich gefördert wird, inwiefern darf der Träger besondere 

konfessionelle Anforderungen an Mitarbeitende stellen? Das berührt den 

Gleichbehandlungsgrundsatz und die Frage nach staatlicher Aufsicht. Solche 

Debatten sind für die Betroffenen existenziell und zeigen, wie religiöses 

Selbstverständnis und staatliche Regelungen ausbalanciert werden müssen. 

 

Ein gemeinsames Muster der Streitfälle 

Was all diese Beispiele verbindet, ist ein gemeinsames Muster: Es stehen stets zwei 

legitime Anliegen gegenüber. Auf der einen Seite die Rechtsstaatlichkeit, die Ordnung 

und die Verlässlichkeit von Verfahren. Auf der anderen Seite die 

Gewissensverantwortung, die Barmherzigkeit und die konkrete Sorge um Menschen in 

Not. Die Aufgabe besteht deswegen nicht darin, diese Spannungen zu leugnen und 

wegzudefinieren, als gäbe es die perfekte Lösung. Vielmehr besteht sie darin, sie 

auszuhalten und verantwortungsbewusst damit umzugehen. Politische wie religiöse 

Akteure sind gefordert, den Streit auszutragen, ohne die Würde der anderen zu 

verletzen. Religionsfreiheit ist ein hohes Gut, aber sie endet dort, wo Grundrechte 

anderer verletzt werden. Religiöse Überzeugungen rechtfertigen keine Diskriminierung 

und keine Gewalt. Auch religiöse Akteure unterstehen in einem demokratischen Staat 

dem Recht. 

Differenzbewusstsein: Reformation, Legitimität und Argumentationspflicht 
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Die Reformation hat uns eines gelehrt: die Notwendigkeit der Unterscheidung. Politik 

und Religion haben unterschiedliche Legitimitäten. Theologische Zuschreibungen sind 

Glaubensaussagen; sie sind keine juristischen Normen. Ein Staat kann gute Dienste 

leisten, ohne dafür auf religiöse Argumente zurückzugreifen. Umgekehrt darf Religion 

nicht staatliche Gewalt beanspruchen.  

 

Doch diese Differenz bedeutet keine Gleichgültigkeit. Religion hat die Aufgabe, das 

Gewissen der Gesellschaft wachzuhalten. Die Kirchen sind dabei freilich nicht die 

Hüterinnen einer allein gültigen Moral, sie sind Stimmen unter vielen, aber Stimmen, 

die sich historisch und normativ auf eine lange Tradition stützt. Dass das, was sie 

sagen, heute nicht mehr automatisch Autorität genießt und die Berufung auf biblische 

Texte allein nicht ausreicht, ist Teil der modernen Situation. Die Kirchen müssen ihre 

Positionen argumentativ vertreten, sie müssen mit Fakten, mit Erfahrungen aus der 

sozialen Praxis und mit Menschenrechtsdiskursen anschlussfähig sein, damit sie in 

einem öffentlichen, pluralen und demokratischen Diskurs bestehen können. 

 

Konkrete Anwendung: Migration als Beispiel 

 

Barmherzigkeit ist in der christlichen Tradition ein Leitmotiv, aber Barmherzigkeit allein 

genügt nicht für die Gestaltung öffentlicher Ordnung. Nehmen wir das Beispiel 

Migration. In einer akuten Notsituation ist schnelle Hilfe geboten: medizinische 

Versorgung, menschenwürdige Unterbringung, Rechtsberatung. Das ist Barmherzigkeit 

in der Praxis. Zugleich verlangt die langfristige Perspektive Gerechtigkeit: faire 

Asylverfahren, internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung von Fluchtursachen, 

gerechte Verteilung von Lasten. Kirchen können beides leisten: konkrete Hilfe und 

politische Mahnung. Dabei sollten sie ihre Stimme als Zeugnis für die Würde jedes 

Menschen einbringen.  

 

Praktische Regeln für kirchliches Handeln 

 

Wenn die Kirchen politisch handeln, dann tun sie dies weder spontan noch aus bloßer 

Empörung heraus, sondern auf der Grundlage klarer Leitlinien. Ich möchte sechs 

solcher Orientierungen benennen und etwas näher erläutern. 

 

Zunächst braucht es Klarheit über die eigene Motivation. Kirchen sollten sich immer 

fragen: Warum äußern wir uns zu diesem Thema? Geht es uns wirklich um die Würde 

des Menschen, um Gerechtigkeit und um die Sorge für die Schwachen – oder 

reagieren wir auf medialen Druck, auf innerkirchliche Erwartungshaltungen oder auf 
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politische Trends? Eine ehrliche Selbstprüfung schützt davor, in Aktivismus oder in 

symbolische Schnellschüsse zu verfallen. Politisches Reden der Kirchen darf nicht 

Selbstzweck sein; es muss aus ihrem geistlichen Auftrag heraus verständlich und 

begründbar werden. 

 

Zweitens ist die sorgfältige Unterscheidung zwischen Glaubenszeugnis und 

Parteipolitik unerlässlich. Kirchen verkündigen das Evangelium; sie sind keine 

politischen Parteien oder Nicht-Regierungsorganisationen. Sie dürfen und sollen 

ethische Maßstäbe benennen, sie dürfen politische Entwicklungen kritisch begleiten 

und sie dürfen Orientierung anbieten. Aber sie sollten sich nicht mit konkreten Parteien 

identifizieren oder gar parteipolitische Strategien übernehmen. Wo diese Grenze 

verschwimmt, leidet die Glaubwürdigkeit – und die Kirchen laufen Gefahr, ihre Freiheit 

zu verlieren. Gerade ihre Unabhängigkeit von parteipolitischen Bindungen ist 

Voraussetzung dafür, dass sie quer zu den Lagern sprechen können. 

 

Drittens gehört zur politischen Äußerung argumentative Transparenz und faktische 

Redlichkeit. Ich sagte bereits: In einer pluralistischen Gesellschaft genügt es nicht, sich 

auf die eigene religiöse Autorität zu berufen. Kirchliche Stellungnahmen müssen 

nachvollziehbar, sachlich fundiert und offen für Widerspruch sein. Das bedeutet, 

Zahlen und Zusammenhänge korrekt darzustellen, komplexe Sachverhalte nicht zu 

vereinfachen und unterschiedliche Perspektiven ernst zu nehmen. Wer moralisch 

spricht, muss intellektuell redlich bleiben! 

 

Viertens ist die Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Partnern wichtig. Kirchen stehen 

nicht allein im Einsatz für Barmherzigkeit, Menschenrechte oder soziale Teilhabe. Es 

gibt Initiativen, Vereine, Bürgerbewegungen und wissenschaftliche Einrichtungen, die 

ähnliche Ziele verfolgen – wenn auch aus unterschiedlichen 

Begründungszusammenhängen. Eine kluge Zusammenarbeit zeigt, dass ethische 

Anliegen keine konfessionellen Sonderinteressen sind, sondern alle betreffen. Die 

Kirchen wahren ihre Identität, indem sie deutlich machen, aus welcher Motivation 

heraus sie handeln. 

 

Fünftens braucht es fortgesetzte Selbstkritik angesichts der eigenen Geschichte. Die 

Kirchen haben in der Vergangenheit nicht nur als kritische Instanzen gewirkt, sondern 

auch versagt, geschwiegen oder sich vereinnahmen lassen. Diese Einsicht gehört zur 

Wahrheit. Wer politisch spricht, sollte die eigene Fehlbarkeit im Blick behalten. Das 

schützt vor moralischer Überheblichkeit und schließt ein, dass Maßgaben revidiert 

werden können und Lernprozesse möglich sind und nötig bleiben. 
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Und schließlich sechstens gilt es, die eigene sozial-diakonische Kompetenz als 

praxisnahe Wissensquelle ins Spiel zu bringen. Denn die Kirchen verfügen über ein 

dichtes Netz sozialer Einrichtungen – von Kindertagesstätten über Beratungsstellen bis 

hin zu Pflegeheimen und Krankenhäusern. Dort begegnen Mitarbeitende täglich den 

konkreten Lebensrealitäten von Menschen. Diese Erfahrungen sind unschätzbar. Sie 

verleihen kirchlichen Stellungnahmen Bodenhaftung. Wenn die Kirchen politisch 

sprechen, sollten sie das aus dieser Praxis heraus tun: aus der Begegnung mit 

Alleinerziehenden, mit Geflüchteten, mit Pflegebedürftigen, mit Jugendlichen in Krisen. 

Das macht ihre Stimme glaubwürdig, weil sie nicht abstrakt bleibt, sondern aus konkret 

wahrgenommener Verantwortung erwächst. 

 

Diese sechs Leitgedanken garantieren keine Konfliktfreiheit. Aber sie helfen, dass das 

politische Reden und Handeln der Kirchen nachvollziehbar, verantwortet und 

glaubwürdig bleibt – und dass es seiner eigentlichen Aufgabe dient: dem Einsatz für 

eine menschenwürdige und solidarische Gesellschaft. 

 

Schluss 

 

Zum Abschluss fasse ich zusammen:  

 

• Erstens geht es um Respekt gegenüber der Differenz: Staat und Kirchen haben 

eigene Begründungszusammenhänge. 

• Zweitens haben sie gemeinsame Ziele: die Ermöglichung und Verwirklichung 

von Menschenwürde, Solidarität und Frieden.  

• Drittens folgt daraus eine pragmatische Kooperation: In der Praxis ist 

Zusammenarbeit möglich und auch nötig, ohne Identitäten und Zuständigkeiten 

von Staat und Kirchen aufzulösen. 

 

Daraus folgt konkret: Beobachten Sie, wo in Ihrer Stadt religiöse und politische 

Interessen aufeinandertreffen. Seien Sie wachsam gegenüber Verallgemeinerungen. 

Hören Sie hin, wenn kirchliche Stimmen mahnen, und prüfen Sie die Argumente. 

Suchen Sie das Gespräch mit denen, die anders denken. Und zuletzt: Unterstützen Sie 

Aktionen, die gemeinsam Notlagen lindern oder beheben wollen. 
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